
Typ im Sichtbild Anlage Häufigkeit
PGM] 1 (oder PGM[ 1-1) PGM,1 PGM,1 58,59 %
PGM, 2-1 PGM,3 PGM,1 36,99 %
PGMx 2 (oder PGM, 2-2)’ PGM,2 PGM,2 4,42%

Aus der Tatsache heraus, daß aus 
dem Sichtbild die Erbanlage direkt 
erschlossen werden kann, genügen 
zur Absicherung des Erbganges Un­
tersuchungen an Mutter-Kind-Paa- 
ren. Bisher wurden an unserem In­
stitut 611 Personen aus Berlin und 
Umgebung und über 100 Mutter- 
Kind-Paare untersucht. Eine der Erb­
regel zuwiderlaufende Konstellation 
wurde nicht gefunden. Die Verwend­
barkeit liegt bei 14,6 %, d. h., daß 
bei a l l e i n i g e r  Anwendung des 
PGM,-Systems 14,6 % der zu Unrecht 
in Anspruch genommenen Männer 
als Nichtväter erkannt werden kön­
nen.
Damit leistet das neue System bei 
alleiniger Anwendung nicht ganz so­
viel wie vergleichsweise das ABO- 
System, aber wesentlich mehr als 
etwa das Keil-System. Zum Ver­
gleich der Leistung einiger Systeme 
bei alleiniger' Anwendung folgende 
Daten:
System 
ABO 
MNSs 
Rh *
Kellfaktoren
Phosphatase

Ausschlußquote 
18 %
24 %
25%
4%

24 %
Da die Systeme im serologischen Va­
terschaftsgutachten alle zusammen

angewandt werden (zusammen etwa 
90 bis 95 % Ausschlußchance), wird 
die Zahl der erbbiologisch-anthropo­
logischen Gutachten weiter zurück­
gehen. Mit der Neueinführung der 
PGMi-Gruppen wird andererseits der 
biostatistische Wert eines von der 
Vaterschaft serologisch nicht aus­
geschlossenen Mannes im Falle sei­
ner biologischen Vaterschaft weiter 
ansteigen, und die gewonnenen Daten 
werden immer aussagekräftiger. Eine 
Nichtanwendung des PGM,-Systems 
muß jetzt schon als Informationsver­
lust für die Gerichte gelten. Ein Blut­
gruppengutachten ohne dieses Sy­
stem ist unvollständig.
Das neue System bedeutet einen gro­
ßen Fortschritt auf dem Wege zur 
Aufklärung aller Fälle strittiger Va­
terschaft. Ein weiteres System ist be­
reits in Vorbereitung.
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Aufhebung der Annahme an Kindes Statt 
nach Volljährigkeit des Angenommenen
Gemäß § 77 FGB können die Staat­
lichen Notariate in besonderen Aus­
nahmefällen auf den gemeinsamen 
Antrag des Annehmenden und des 
Angenommenen die Annahme an 
Kindes Statt aufheben, wenn der 
Angenommene volljährig' geworden 
ist. Im Lehrkommentar zum FGB 
(Anmerkung zu § 77) wird als Bei­
spiel des besonderen Ausnahmefalls 
nur die beabsichtigte Eheschließung 
zwischen dem Annehmenden und 
dem Angenommenen erwähnt. In 
der notariellen Tätigkeit hat es sich 
jedoch als notwendig erwiesen, eine 
einheitliche Auffassung über die 
Kriterien zu gewinnen, die für 
weitere besondere Ausnahmefälle 
gelten müssen.
Da die Aufhebung der Adoption 
überwiegend von den Annehmen­
den. also den Eltern, betrieben 
wird, soll hier speziell zu diesen 
Fragen Stellung genommen werden.
Die Erziehung und Entwicklung des 
Kindes verläuft nicht immer so, wie 
es sich die Eltern vorgestellt haben. 
Oft gibt es Zwistigkeiten, die zu 
Differenzen zwischen den Beteilig­
ten führen und das harmonische 
Familienleben beeinträchtigen. Diszi­
plinschwierigkeiten und ein schlech­
ter Lebenswandel des Angenomme­
nen sind relativ häufig die Ursache 
dafür, daß das Adoptionsverhältnis 
aufgehoben werden soll.

Meines Erachtens reichen aber solche 
Gründe (z. B. Disziplinschwierig­
keiten, schlechte Leistungen in 
Schule und Lehre, liederlicher Le­
benswandel) nicht aus, um eine Auf­
hebung zu rechtfertigen. Junge 
Menschen werden verhältnismäßig 
schnell dazu bereit sein, mit den 
Annehmenden zusammen einen ge­
meinsamen Antrag auf Aufhebung 
zu stellen, um Auseinandersetzun­
gen in der Familie aus dem Wege 
zu gehen. Aber gerade in diesen 
Fällen müssen sich die Eltern ihrer 
Verpflichtung gegenüber dem 
Jugendlichen und der Gesellschaft 
bewußt sein und möglichst auch 
beim Vorliegen solcher Umstände 
weiterhin einen positiven Einfluß' 
auf diesen ausüben. Selbst wenn 
Eltern und Jugendlicher nicht mehr 
in einem Haushalt leben, sollten 
diese Gründe für eine Aufhebung 
des Adoptionsverhältnisses im all­
gemeinen nicht ausreichen.
Würde die Aufhebung des Adop­
tionsverhältnisses zu leicht gemacht, 
könnte sich das z. B. auch schon 
nachteilig auf die Erziehung eines 
noch Minderjährigen auswirken, 
weil möglicherweise beabsichtigt ist, 
das Adoptionsverhältnis sofort nach 
Eintritt der Volljährigkeit zu lösen, 
und die Erziehung daher schon 
nicht mehr ernst genommen wird. 
Auch die Änderung der Familien­
verhältnisse des Annehmenden etwa

wegen der Auflösung einer Ehe und 
einer erneuten Verheiratung — hier­
unter sind nicht die Fälle zu ver­
stehen, die in § 73 Abs. 2 FGB be­
sonders geregelt sind — sollte gleich­
falls kein besonderer Ausnahmefall 
im Sinne des Gesetzes sein.
Besondere Ausnahmefälle sind m. E. 
nur gegeben, wenn solche untrag­
baren Verhältnisse eingetreten sind, 
daß die Aufhebung sowohl im In­
teresse der Beteiligten, insbesondere 
des Angenommenen, als auch der 
Gesellschaft unumgänglich erscheint. 
Diese in § 24 FGB für die Eheschei­
dung aufgestellten Kriterien gelten 
für alle Familien; nur nach ihnen 
sollte daher beurteilt werden, ob 
das Adoptionsverhältnis noch sinn­
voll und zumutbar ist.
Auch für die Entscheidung über die 
Aufhebung eines Adoptionsverhält­
nisses ist eine enge Zusammen­
arbeit mit den staatlichen Organen, 
insbesondere mit dem Referat 
Jugendhilfe, erforderlich. In geeig­
neten Fällen sind auch gesellschaft­
liche Kräfte einzubeziehen, um alle 
für die Entscheidung maßgeblichen 
Umstände berücksichtigen zu kön­
nen. Auf eine Anhörung der Betei­
ligten selbst darf nicht verzichtet 
werden.
Entschieden wird durch Beschluß. 
Wird dem Antrag stattgegeben, so 
ist die Entscheidung endgültig. Bei 
Zurücknahme des Antrags ist gemäß 
§§ 17, 18 NotVerfO die Beschwerde 
zulässig; deshalb ist auch eine 
Rechtsmittelbelehrung erforderlich.
Zu entscheiden hat das Staatliche 
Notariat des Kreises, in dem die 
Beteiligten ihren Wohnsitz haben. 
Haben diese verschiedene Wohn­
sitze, so ist sowohl das Staatliche 
Notariat am Wohnsitz des Ange­
nommenen als auch das am Wohn­
sitz des Annehmenden zuständig. 
Bei ablehnenden Entscheidungen 
sollte das den Antrag bearbeitende 
Notariat stets eine Abschrift der 
Entscheidung demjenigen Notariat 
übersenden, das ebenfalls zuständig 
wäre.
Von Notaren ist gefragt worden, ob 
der Aufhebungsantrag auch von 
einem Vertreter gestellt werden 
kann. Das ist m. E. abzulehnen. Da­
zu besteht einmal keine Notwendig­
keit, und zum anderen ist es für den 
Notar unumgänglich, die Beteiligten 
persönlich anzuhören. Die Anord­
nung einer Abwesenheitspflegschaft 
ist gleichfalls nicht möglich, weil 
diese nur für die Regelung vermö­
gensrechtlicher Angelegenheiten an­
geordnet werden kann.
Die Wirkungen der Aufhebung er­
geben sich aus § 78 FGB. Soweit es 
durchführbar ist, sollten die leib­
lichen Eltern des angenommenen 
Kindes von der Aufhebung des 
Adoptionsverhältnisses benachrich­
tigt werden, da in diesem Falle die 
rechtlichen Beziehungen mit Aus­
nahme des elterlichen Erziehungs­
rechts wieder auf leben (§ 78 Abs. 2 
FGB).
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